(
Hans-Michael Goldmann

Mitglied des Deutschen Bundestages

Sprecher für Schiffahrt und Häfen

Sprecher für Bau- und Wohnungswesen

der FDP-Bundestagsfraktion

Bundestag

Hans-Michael Goldmann, MdB

Deutscher Bundestag

Platz der Republik 1

11011 Berlin

Tel.:(030) 227 – 73811

Fax:(030) 227 – 76711

e-mail:
hans-michael.goldmann



@bundestag.de

Wahlkreis

Hans-Michael Goldmann, MdB

Kolpingstraße 15

26871 Aschendorf

Tel. 04962 – 914393

Fax 04962 – 914331

http://www.michael-goldmann.de

(
Hans-Michael Goldmann

Mitglied des Deutschen Bundestages

Presseerklärung vom 08.03.02 Seite 2 von 1 Seiten



[image: image1.wmf]
1 IF  < 1 "- 1 =+1 
2
 -"
Berlin, 08.03.2002

Goldmann:

Niedersächsische Landesregierung verlässt die gemeinsame Linie der Küstenländer

Anlässlich der bisherigen negativen Haltung der niedersächsischen Landesregierung im Bundesrat zur Anrufung des Vermittlungsausschusses in Sachen Seeunfalluntersuchungsgesetz erklärt der schifffahrts- und hafenpolitische Sprecher der FDP-Bundestagsfraktion und niedersächsische Abgeordnete Hans-Michael Goldmann:

Ich habe keinerlei Verständnis dafür, dass die niedersächsische Landesregierung im Verkehrsausschuss des Bundesrates die gemeinsame Linie der Küstenländer zur Rettung des öffentlichen Seeamtsverfahrens verlassen hat.

Wie mir eine Vertreterin des niedersächsischen Wirtschafts- und Verkehrsministeriums heute bestätigte, wird Niedersachsen bei seinem "Nein" zur Anrufung des Vermittlungsausschusses bleiben. Damit zieht nach Rot-Grün in Berlin auch die Landesregierung einen Schlussstrich unter das Seeamt Emden. 

Nach dem Beschluss des Bundestages sollen alle Seeämter, mit Ausnahme von Kiel, ihr gesamtes Personal verlieren.

Noch am Montag hatte Niedersachsen bei der Tagung der norddeutschen Innenminister erklärt, zusammen mit den anderen Küstenländern den Vermittlungsausschuss anrufen zu wollen; daraus wird nun nichts mehr.

Jetzt müssen die anderen Länder am 22. März 2002 versuchen, die Mehrheit im Bundesrat zu erlangen. Nur so ist das unsägliche Gesetz zur faktischen Abschaffung der Seeämter und zum Ausschluss der Öffentlichkeit bei Seeunfalluntersuchungen noch zu stoppen.

Die bisherigen Befürworter eines Vermittlungsverfahrens bringen derzeit 30 Stimmen auf die Waagschale; zur Mehrheit benötigen sie noch 5 zusätzliche Stimmen. Diese könnten von Mecklenburg-Vorpommern und vom CDU-regierten Sachsen kommen. Ich werde mich in weiteren Gesprächen dafür einsetzen.
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